
 
 

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung  
zur Förderung der regionalen ländlichen Entwicklung in  
Sachsen-Anhalt (RELE), RdErl. d. MLU vom 30.04.2008, MBI. LSA 
S. 354 in der jeweils geltenden Fassung  
(Förderbereiche Teil B und Teil C) 

 

Posteingangstempel 

 

PEB-Dok. Nr. 500 
 

            

EU-Betriebsnummer (BNRZD,12stellig) 

 

 

 
Antragsteller: Name, Vorname/ Betriebsbezeichnung; Ort  
 
 

 

Empfänger (zuständige Behörde)  
 
 
 

Antragstellerstammdaten  (Der Stammdatenbogen ist nur einmalig mit dem ersten Antrag  für Fördermaßnahmen des EGFL 
oder ELER einzureichen, Zutreffendes ist anzukreuzen) 

  Der aktuell gültige Stammdatenbogen ist beigefügt. 

  Ich / Wir haben den aktuell gültigen Stammdatenbogen mit Datum vom                       bereits ein-
gereicht  
 bei (Behörde): 

 
 
 

Projektförderung für  
 

 ein Vorhaben gem. Teil B der RELE zur Neuordnung des ländlichen  
     Grundbesitzes, zur Gestaltung des ländlichen Raumes, zu Sicherung  
     eines nachhaltigen Naturhaushaltes durch Feststellung und Neuordnung  
     der Eigentumsverhältnisse, des freiwilligen Landtausches oder der  
     Flurbereinigung,   
 
        in Umsetzung eines Leaderkonzeptes,  
 
        in Umsetzung eines zertifizierten Leitprojektes aus 
           einem ILEK. 

 
 

  eine Infrastrukturmaßnahme gem. Teil C der RELE zur Erschließung landwirtschaftlicher oder  
       touristischer Entwicklungspotentiale,  
 
        in Umsetzung eines Leaderkonzeptes, 
 
        in Umsetzung eines zertifizierten Leitprojektes aus 
            einem ILEK. 

 
 
 



 

Seite 2 von 6 

  1.   ANGABEN ZUM ANTRAGSTELLER / ZUR ANTRAGSTELLERIN 
1.1 Adresse des Antragstellers / der Antragstellerin 

Straße:        

PLZ:       Ort:       Landkreis:       

Telefon privat:       dienstlich:       

e-Mail:       Fax:       

Ansprechpartner:             
Name, Vorname 

Telefon:       

1.2 Angaben, wenn es sich um eine juristische Person handelt  

 Vertretungsberechtigte/r:        

 Juristische Person des privaten Rechts   
 Juristische Person des öffentlichen Rechts   

  2.  ANGABEN ZUM VORHABEN 
2.1 Investitionsort 
     (falls abweichend von der Adresse des Antragstellers / der Antragstellerin)  

PLZ:       Gemeinde / OT:       

Vorhaben 

2.2 Beschreibung des Vorhabens und Darstellung der Notwendigkeit sowie Notwendigkeit der 
Förderung (u. a. jetziger Zustand, Konzeption, Ziel, Zusammenhang mit anderen Maßnahmen): 

      

 

 

 

 

 

 

 

Ausführungszeitraum:  

geplanter Vorhabensbeginn Monat/Jahr:       geplantes Ende Monat/Jahr:       

 

2.3. Erwartete Wirkung des Vorhabens  

 Ausbaulänge Wege und Gewässer                 m 

 Landschaftsanlagen                                                              ha/m 

 Erschlossene Fläche (LN)                                                         ha 

 Bodenordnung                                                                           ha 
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2.4 Haben Sie für das unter Ziffer 2.2 beschriebene Vorhaben andere öffentliche Förderungen erhalten/ 
beantragt? 

  ja, beantragt  ja, erhalten  nein 

 

Falls ja, bitte Angaben in nachfolgende Tabelle eintragen: 

 
Höhe der Förderung in € Bewilligungsbehörde: 

beantragt/ nicht entschieden Erhalten/ Jahr 

      

      

      

             

             

             

             

             

             

 

3. FINANZIERUNGSPLAN 
  Hinweise zur Umsatzsteuer- (Mehrwertsteuer) Förderung: 
 
Gem. Artikel 71 (3) Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 (ABl. EG 
Nummer L 277 S. 1) über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raumes durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER) ist die Mehrwertsteuer von der 
Förderung ausgeschlossen, mit  
 
Ausnahme nicht erstattungsfähiger Mehrwertsteuer, die tatsächlich und endgültig von anderen Begünstigten als 
den Nicht-Steuerpflichtigen (im Sinne des Art. 4 Absatz 5 Unterabsatz 1 der sechsten Richtlinie 77/388EWG 
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über die 
Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage) zu 
entrichten ist.  
 
Kommunale Gebietskörperschaften erhalten keine Förderung der Mehrwertsteuer! 
Bei Teilnehmergemeinschaften erfolgt die Förderung der Mehrwertsteuer ohne Beteiligung der EU 

 
Der Antragsteller ist 
 

Vorsteuerabzugsberechtigt   ja  □   Vorsteuerabzugsberechtigt   nein  □ 

Vorsteuerpauschalierung gemäß § 24 des USTG: ja  □   nein  □ 
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3.1 Kosten der Vorhaben 

Einzelvorhaben  

1. Vorhaben  +       €

2. Vorhaben +       €

3. Vorhaben +       €

        €

Gesamtkosten der Vorhaben mit Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) =       €

Mehrwertsteuer -       €

Gesamtkosten der Vorhaben ohne Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) =       €
 
 
 
 
 
3.2 Finanzierung/Deckungsmittel/Zuwendungen der Vorhaben 

Art      20..             20..             20..           20.. 

Deckungsmittel 

Eigenmittel (bare Eigenmittel, Kredite, u. a.)       €

Einnahmen (Teilnehmerbeiträge, Mitgliedsbeiträge, u. a.)       €

Beteiligung Dritter (Zuschüsse Dritter,  
Beteiligung des jeweils Interessierten Dritten am Vorhaben)       €

= Summe Deckungsmittel        €

Beantragung von Zuwendungen 

1. Vorhaben        €

2. Vorhaben       €

3. Vorhaben       €

       €

= Gesamtsumme der Zuwendungen        €

Gesamtfinanzierung (muss den Gesamtkosten unter 
Beachtung der MWSt entsprechen)        €
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4. ERKLÄRUNGEN 

 Der Inhalt der Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der regionalen ländlichen Ent-
wicklung in Sachsen-Anhalt (RELE) –  Teil B / Teil C – ist bekannt. 

 
 Die gemachten Angaben im Antrag (einschließlich Anlagen) sind vollständig und richtig.  

 
 Mit dem Vorhaben wird vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides bzw. der Genehmigung des vorzei-

tigen Maßnahmebeginns nicht begonnen (als Vorhabensbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der 
Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungsvertrages zu werten). Ausnahme vom Verbot ist in 
der RELE Nr. 6.7 für den Förderbereich Teil B geregelt. 

 
 Alle Antragsunterlagen, Aufzeichnungen, Belege usw. werden im Falle einer Förderung 5 Jahre nach Vor-

lage des Verwendungsnachweises aber mindestens bis 31.12.2023 aufbewahrt. 
 

 Die in diesem Antrag einschließlich dem Stammdatenbogen und in den beigefügten Unterlagen enthaltenen 
Tatsachen/Angaben, von denen die Gewährung oder das Belassen der Zuwendung abhängig ist, sind sub-
ventionserhebliche Tatsachen i. S. des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB). Ich bin /wir sind nach § 1 des 
Subventionsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (SubvG-LSA vom 09.10.1992, GVBl. LSA S. 724, i.V.m. 
§ 2 Abs. 1 des SubvG vom 29.07.1976 (BGBl. I S. 2034) verpflichtet, der bewilligenden Stelle unverzüglich 
alle Tatsachen mitzuteilen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das 
Belassen der Zuwendung von Bedeutung sind. 

 Die Nichtbeachtung dieser Verpflichtung kann eine Bestrafung wegen Subventionsbetruges (§ 264 StGB) 
nach sich ziehen. 

 

Nur für Teil C 
 Für das unter 2.1 genannte Objekt bin ich/sind wir                  Eigentümer  

   Träger der Baulast 

   Erbbauberechtigter 

   Inhaber eines dinglich abgesicherten 
             Nutzungsrechts 

   Berechtigter eines langfristigen 
            Nutzungsvertrages. Der Eigentümer  
                                                                                                                   stimmt dem Vorhaben zu. 
 
Die Straßenausbaubeitragssatzung ist beschlossen  ja  nein 
 
 
 

 

5. ANLAGEN  
    (soweit relevant) 

  
Kostenschätzung  
(nur für Teil c, Private Antragstel-
ler) 

   Übersichtspläne/ Bau-
zeichnungen 

 
 

   erforderliche (Bau-) Ge-
nehmigung(en) 

   erforderliche Beschlüsse der Vertretungsorgane  
(z.B. Gemeindevertretung) 

  Auszug  aus dem aktuel-
len Leaderkonzept 

   Auszug  aus dem aktuellen Integrierten Ländlichen 
Entwicklungskonzept ( ILEK) 

  Eigentumsnachweis (nur 
Teil C, Nachweis nach Ziffer 4) 

  Nachweis über in den letzten 3 Jahren erhaltene de-
minimis Beihilfen (nur Teil C private Antragsteller)) 

 

                 X  

Ort / Datum  Unterschrift des/der Antragsteller/s bzw. Vertretungsberechtigter  
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6. EINWILLIGUNGSERKLÄRUNG 

Ich bin/Wir sind damit einverstanden, dass alle in diesem Antrag enthaltenen persönlichen und sachlichen Da-
ten beim zuständigen Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten zum Zwecke der Antragsbearbei-
tung, Subventionsverwaltung und statistischen Auswertung des Landes-Sachsen-Anhalt auf Datenträgern er-
fasst und verarbeitet werden sowie in anonymer Form für Zwecke der Statistik und Erfolgskontrolle der Förde-
rung der Entwicklung des ländlichen Raumes verwendet werden können. 
 
 

                 X  

Ort / Datum  Unterschrift des/der Antragsteller/s bzw. Vertretungsberechtigter 

 

7. STELLUNGNAHME DES LEADER-MANAGEMENT/ REGIONALMANAGEMENT (NUR BEI VORHABEN NACH    
DEM LEADER- UND/ODER ILE-ANSATZ): 

 
      

 
 

                 X 
 

Ort / Datum   Stempel / Unterschrift 

 


